
 
Der Zehnte Familienbericht – ein Kommentar 

 
Der folgende Text ist ein Auszug der Rede von Natalia Bugaj-Wolfram, der stellvertretenden 
Bundesvorsitzenden des Verbandes binationaler Familien und Partnerschaften, zum Themenblock 
Ökonomische Eigenständigkeit beider Elternteile und zeitpolitische Rahmung. Anlass war die Fachtagung der 
Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF) zum Zehnten Familienbericht. 
 
 
Unzureichende Datenlage zu allein- oder getrennterziehenden Eltern mit Migrationsgeschichte 
 
Allein- und getrennterziehende Eltern mit Migrationsgeschichte sind kein gesellschaftliches Randproblem. So 
zeigt die Analyse des 10. Familienberichtes, dass der Anteil alleinlebender Frauen mit Kindern in der ersten 
Migrant:innengeneration 14% beträgt, in der zweiten Generation sind es schon 17%.  
Die unzureichenden Statistiken erschweren jedoch eine genauere Betrachtung dieser Gruppe.  Wir wissen 
schlichtweg nicht, wie viele Väter mit Migrationsgeschichte alleinerziehend sind, es fehlen einfach die 
statistischen Daten. Auch bleiben die Scheidungen und Trennungen von binationalen Ehen und 
Lebenspartnerschaften in der Datenlage unberücksichtigt. Diese statistische Unsichtbarkeit verschärft 
Ungleichheiten. Wir benötigen die vollständigen Daten, um gezielte Unterstützungsmaßnahmen entwickeln zu 
können. Daher fordern wir vom Verband binationaler Familien und Partnerschaften die Entwicklung von 
inklusiven Erhebungsinstrumenten, die alle sozialen Gruppen erfassen.  
 
Heterogenität der Aufenthaltstitel mit sozio-ökonomischen Folgen 
 
Wir wissen, dass Alleinerziehende mit Migrationsgeschichte, wie alle Alleinerziehenden, eine heterogene 
Gruppe bilden. Probleme und Risiken variieren je nach Herkunftsgruppe oder Aufenthaltstitel, das betont auch 
der Familienbericht, also beispielsweise zwischen Unionsbürger:innen oder Angehörigen von Drittstaaten. 
Drittstaater:innen wiederum unterscheiden sich zusätzlich nach Aufenthaltstiteln wie etwa 
Aufenthaltserlaubnis, Niederlassungserlaubnis oder Visum.  
Warum spielt das eine Rolle? Weil die Unterstützung, auf die eine Familie Anspruch hat, von ihrer rechtlichen 
Situation in Deutschland abhängig ist. Bestimmte Statusformen schließen Familienleistungen aus und 
schränken die Arbeitsaufnahme ein. Ein Beispiel dafür: eine Frau mit einer Aufenthaltserlaubnis zum Zweck 
des Studiums, die während dieser Zeit in Deutschland schwanger geworden ist, hat in der Regel keinen 
Anspruch auf Familienleistungen. Dafür muss sie erwerbstätig sein. Wie ist das aber in dieser Konstellation 
möglich?  
Ich möchte Ihnen heute jedoch nicht die juristische Vielschichtigkeit und die Komplexität des 
Aufenthaltsgesetz erläutern.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Weiterhin hebt der Familienbericht zutreffend hervor, dass das Vorhandensein eines Kindes für 
Alleinerziehende eine zusätzliche Barriere für das Erlangen und Beibehalten einer Aufenthaltserlaubnis ist. Die 
Wir wollen für binationale, migrantische und transnationale Familien betonen:  diese ungleiche Praxis ist nicht 



 
 
hinnehmbar. Der Zugang zur existenzsichernden Hilfe muss allen Familien unabhängig vom Herkunftsland 
oder Aufenthaltstitel gleich gewährleistet werden. Vor allem wenn es um Alleinerziehende geht, die noch 
häufiger von Armut betroffen und auf die finanzielle Unterstützung angewiesen sind. 
 
Erteilung eines Aufenthaltstitels setzt die Sicherung des Lebensunterhalts voraus. Alleinerziehende in 
Teilzeitarbeit, in prekären Beschäftigungen oder Frauen, die schwanger werden und eine Aufenthaltserlaubnis 
zum Studium oder einer Ausbildung besitzen– für sie ist diese Voraussetzung einer Lebensunterhaltssicherung 
meist nicht erfüllbar. Ohne Sicherung des Lebensunterhalts ist es Alleinerziehenden unmöglich die im 
Herkunftsland verbliebenen Kinder nachzuholen.  Auch die gesetzlichen Anforderungen für die 
Niederlassungserlaubnis sind für Alleinerziehende oft utopisch. Vor allem dann, wenn, wie im Bericht ebenfalls 
betont, die Verantwortung für ein Kind oder die Pflege eines Kindes mit Behinderung nicht berücksichtigt 
werden.  
 
Eine weitere Problematik ergibt sich aus der Tatsache, dass der Aufenthaltsstatus in einigen Fällen an den 
Familienstand geknüpft ist. Somit können Trennung oder Scheidung das Recht auf Aufenthalt negativ 
beeinflussen. Unsere Praxisarbeit kann diese geschilderte Problematik nur bestätigen. Gemäß der Empfehlung 
der Sachverständigenkommission fordern wir Änderungen des Ausländerrechts, so dass die Gesetze die 
besondere Lage und die Lebensrealität von Alleinerziehenden mit Migrationsgeschichte berücksichtigen. 
 
An dieser Stelle möchte ich auch auf den hohen Anteil von Familien aufmerksam machen, die sehr häufig im 
Rahmen des Familiennachzugs durch rechtliche Barrieren daran gehindert werden, im selben Land 
zusammenzuleben. Obwohl sie einen (Ehe-)Partner:in haben, sind sie de facto alleinerziehend.  
 
Die Benachteiligung von allein- und getrennterziehenden Eltern mit Migrationsgeschichte endet leider nicht 
mit der aufenthaltsrechtlichen Unsicherheit. Diese Gruppe steht im Spannungsfeld mehrfacher Belastung und 
Diskriminierung: einerseits als Alleinerziehende, andererseits als Personen mit Migrationsgeschichte. 
 
Mehrfachbelastung durch Diskriminierung 
 
Als erstes möchte ich über die finanzielle Instabilität sprechen: sie ist für alleinerziehende Mütter und Väter 
ohnehin Alltag. Für Alleinerziehende mit Migrationsgeschichte wird diese Lage durch begrenzte Zugänge zum 
Arbeitsmarkt zusätzlich erschwert. Dafür gibt es unterschiedliche strukturelle Gründe: fehlender Anerkennung 
von Abschlüssen und die lange Bearbeitungszeiten dafür, Sprachbarrieren, Rassismus im 
Bewerbungsverfahren. Alleinerziehende mit Migrationsgeschichte sind häufiger in Teilzeit oder Minijobs tätig, 
da sie oft keine ausreichende Kinderbetreuung bekommen. Nicht nur, weil ihnen ein stabiles soziales 
Netzwerk fehlt, aber auch wegen fehlender Kinderbetreuungsplätze.  
Einerseits sollen Migrant:innen schnell ökonomisch unabhängig und aktiv sein – andererseits fehlen die 
strukturellen Voraussetzungen dafür. Unser Verband setzt sich seit Jahren für die rechtlichen Anpassungen 
ein, die eine schnelle Integration auf dem Arbeitsmarkt ermöglichen.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 
 
 
Eine weitere Belastung stellen Sprachbarrieren dar. Sie werden zum Teufelskreis für Alleinerziehende mit 
Migrationsgeschichte. Unzureichende Deutschkenntnisse verringern die Chancen auf dem Arbeitsmarkt und 
erhöhen das Armutsrisiko. Aber wo kann eine alleinerziehende Mutter Deutsch lernen, wenn die Sprachkurse 
nur selten mit paralleler Kinderbetreuung angeboten werden? 
Der Familienbericht weist zutreffend daraufhin, dass die Sprachprobleme auch den Zugang zu Informationen 
und zur Hilfe beschränken. Viele Beratungsstellen und Unterstützungsangebote sind nicht mehrsprachig oder 
es gibt keine Dolmetscher:innen. Dadurch wissen betroffene Eltern oft nicht, welche Hilfe ihnen zustehen oder 
an wen sie sich für diese Hilfe wenden sollen. Die bürokratischen Hürden bei der Beantragung von Leistungen 
sind bereits für die Muttersprachler:innen oft zu kompliziert und intransparent. Was können dann erst 
Migrant:innen sagen? 
Wir fordern, dass die Hilfe- und Beratungsangebote auch auf die Bedürfnisse aller sozialen Gruppen 
zugeschnitten sind. Mehrsprachiges Informationsmaterial, Einbeziehung von Dolmetscher:innen und 
Sprachmittler:innen müssen im Einwanderungsland, wie Deutschland, endlich ein Standard sein.  
 
Allein- und Getrennterziehende, die in unseren Beratungsstellen Hilfe suchen, berichten uns immer häufiger 
über die Diskriminierung und fehlende Sensibilisierung auf Seiten der Behörden. Viele Mitarbeiter:innen in 
Jugendämtern oder Gerichten, die den Familien theoretisch helfen sollten, arbeiten mit und aufgrund von 
Vorurteilen. Das Hilfesystem sucht automatisch nach Defiziten der Familien, indem Stereotype allzu häufig 
willkommen sind. Es werden die Essgewohnheiten und Erziehungsweisen kritisiert. Mitgebrachte 
Vorerfahrungen oder individuellen Bedürfnisse der Eltern und Kinder werden nicht berücksichtigt. Es wird mit 
zweierlei Maß gemessen.  
Die Alleinerziehenden mit Migrationsgeschichte suchen oft nach einem Kompass – einer Orientierungshilfe - 
wie sie das neue Leben richtig gestalten können. Dafür braucht es bei ihrem Gegenüber Empathie und 
reflektiertes Handeln. Stattdessen bekommen sie Antworten und schwer umsetzbare Lösungen, die von 
Behörden als Selbstverständlichkeit angesehen werden. Solche Vorgehensweisen sind nicht nur wenig 
hilfreich, sondern tragen vor allem dazu bei, dass das Vertrauen in die Institutionen verloren geht.  
Als Verband binationaler Familien und Partnerschaften fordern wir seit Jahren die verpflichtende Fortbildung 
zu Diversitätskompetenzen für Mitarbeiter:innen und Führungskräfte. Auch die unabhängigen Anlaufstellen 
für Betroffene von Diskriminierung und niederschwelligen Beschwerdeverfahren sind wirksame Maßnahmen 
für die Chancengleichheit.  
 
 
Fazit: Allein- und getrennterziehende Eltern mit Migrationsgeschichte sind eine besondere gesellschaftliche 
Gruppe, die im Schatten unserer institutionellen und politischen Aufmerksamkeit lebt. Im Bericht wurde die 
besondere Vulnerabilität dieser Gruppe mehrmals betont. Sie kämpfen an vielen Fronten gleichzeitig – gegen 
Armut, Ausgrenzung, Bürokratie und Diskriminierung. Dafür benötigen sie unsere ganzheitliche und 
intersektionale Unterstützung. Sie müssen in der familienpolitischen Praxis mitgedacht werden.  
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit! 
 
 

 
 

 
 


